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Am 26.05.2019 finden in Potsdam Kommunalwahlen statt. Inzwischen hängen an vielen 
Stellen im ganzen Stadtgebiet schon Wahlplakate. Spannender als die gesichtsbegleiten-
den Slogans ist meistens, was neben den hübschen Fotos mandatsbereiter Menschen 
nicht verraten wird. Ob die Mieterinnen und Mieter im Wahlkreis 6 (Stern, Drewitz, Kirch-
steigfeld) den Spitzenkandidaten der CDU wählen würden, wenn seine Wahlplakate ver-
rieten, dass er Landesvorsitzender des Grundeigentümerverbandes Haus und Grund e.V. 
ist und dass sich dieser Verband für die Abschaffung der Mietpreisbremse einsetzt? Hat 
das BürgerBündnis selbst geschmunzelt, als es ausgerechnet neben dem Foto Wolfhard 
Kirschs „Bürgerinteressen statt Parteipolitik“ textete und dabei unterschlug, dass Kirsch 
in Potsdam Immobilien entwickelt und Wählerstimmen benötigt, um seinen Sitz im Bauaus-
schuss zu verteidigen? Und wer würde eigentlich ein Mandat im Stadtparlament bekom-
men, wenn auf den Plakaten zu lesen wäre, dass er oder sie es sowieso nicht annehmen 
will, weil ein Plätzchen im Landtag viel attraktiver ist? Wer sich nicht hinterher ärgern will, 
sollte sich vorher informieren.

Die 84 Menschen auf unserer Wahlliste werden in den nächsten Wochen in allen Stadttei-
len an unseren Wahlständen präsent sein. Als kommunale Wähler*innengruppe, die ihre 
ehrenamtliche Arbeit nicht aus staatlichen Wahlkampfkostenrückerstattungen finanziert, 
werden wir schon aus Kostengründen keine Kugelschreiber oder Luftballons mit dem Par-
teilogo verteilen. Wir wollen Sie ausdrücklich ermuntern, schillernde Wahlverspre-
chen kritisch zu hinterfragen: Ist das in der Stadtverordnetenversammlung über-
haupt durchsetzbar? Passen die Versprechen zur Partei, die sie abgibt? Was haben 
die Fraktionen eigentlich in den letzten Jahren wirklich im Stadthaus gemacht?

Aus guten Gründen haben die Wahlkämpfer*innen eigentlich nie die Wahlprogramme 
mit, die sie vor der letzten Wahl verteilt haben. Denn welche Bündnisgrüne wird schon 
gern daran erinnert, im Wahlkampf Radstreifen auf Kopfsteinpflasterstraßen gefordert zu 
haben, obwohl sie sich nach der Wahl monatelang mit dem Behindertenverband stritt, weil 
dieser eine zumutbare Überquerungsmöglichkeit des Kopfsteinpflasters verlangte? Auch 
Politiker*innen von SPD und Linkspartei ersparen sich gern lästige Nachfragen zu den 
2014 verbreiteten Forderungen nach Mindestlohn und fairer Bezahlung. Schließlich haben 
sie seitdem nur am jährlichen 1.Mai diese Forderungen wiederholt. Ansonsten haben sie 
alle Anträge unserer Fraktion, im städtischen Klinikum endlich Tariflohn zu zahlen, abge-
lehnt oder verwässert.

Auch in diesem Wahljahr bietet Ihnen die Wählergruppe DIE aNDERE eine klare und nach-
vollziehbare Bilanz ihrer Arbeit an.

Mit der vorliegenden Broschüre möchten wir Rechenschaft darüber ablegen, was 
wir tatsächlich erreicht haben, aber auch informieren, womit wir gescheitert sind. 
Wir laden Sie ein, uns an unserer politischen Arbeit zu messen.
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Bei den Kommunalwahlen 2014 erreichte DIE aNDERE ihr bislang bestes Wahlergebnis. 
Mit 7,8 Prozent der Stimmen wurden wir erneut die stärkste Wählergruppe der Stadt und 
besetzen seitdem vier Mandate in der Potsdamer Stadtverordnetenversammlung (SVV).

Dennoch fand auch diesmal die Rathauskooperation aus SPD, CDU-ANW und Bündnis 90/
Die Grünen Möglichkeiten, unsere Fraktion an einer gleichberechtigten Mitarbeit in den 
Fachausschüssen und Aufsichtsräten zu hindern. Die Ausschussgrenzen wurden für die 
meisten Gremien auf sieben stimmberechtigte Mitglieder festgelegt. Dadurch mussten wir 
immer wieder mit dem BürgerBündnis die Sitze neu auslosen. Mehrfach verschoben sich 
die Besetzungen der Ausschüsse und Aufsichtsräte ‒ je nachdem, ob die BürgerBündnis-
Fraktion gerade mal durch einen Überläufer von der AfD oder den Freien Wählern ver-
stärkt wurde oder ob ein/e Stadtverordnete/r zur SPD oder CDU ausriss.

Letztlich verständigte sich DIE aNDERE darauf, in allen Ausschüssen auch dann regelmä-
ßig mitzuarbeiten, wenn wir dort kein Stimmrecht hatten. Die Geschäftsordnung der SVV 
gibt Fraktionen, die in den Ausschüssen nicht vertreten sind, die Möglichkeit, ein zusätzli-
ches Mitglied ohne Stimmrecht zu benennen. 

Außerdem konnten wir durchsetzen, dass alle Fraktionen sachkundige Einwohner*innen 
für die Ausschüsse vorschlagen können. Deren Tätigkeit war für unsere Fraktionsarbeit 
eine große Bereicherung und Unterstützung.

Bereits seit einigen Jahren treten wir im Aufsichtsrat der ProPotsdam GmbH für neue 
wohnungspolitische Impulse und Mieterschutz ein. Seit 2014 waren wir erstmals auch 
vertreten im Aufsichtsrat der Energie und Wasser Potsdam (EWP), im Kuratorium des 
Hans-Otto-Theaters, im Aufsichtsrat des ‒ für das Entwicklungsgebiet Krampnitz zustän-
digen ‒ Entwicklungsträgers Potsdam sowie im Beirat und Aufsichtsrat für den Sportpark 
Luftschiffhafen.

Leider können wir über die Arbeit in den Aufsichtsräten nicht in dieser Bilanz berichten. 
Die Aufsichtsratsmitglieder unterliegen der Verschwiegenheitspflicht, weil die Landes-
hauptstadt Potsdam die Angelegenheiten der städtischen Unternehmen immer noch als 
Betriebsgeheimnisse behandelt, obwohl es um Grundsatzfragen der öffentlichen Daseins-
vorsorge geht. 

Auch in den Aufsichtsräten wollen wir für mehr Transparenz und eine andere politische 
Kultur sorgen. So haben unsere Aufsichtsratsmitglieder mehrfach Sprechstunden durch-
geführt, die z.B. von Mieter*innen der ProPotsdam auch immer wieder genutzt wurden.

Wir haben in den letzten Jahren einiges erreicht. Mit einigen – uns besonders wichtigen – 
Anliegen sind wir aber auch gescheitert. Über beides wollen wir in dieser Broschüre kurz 
Bilanz ziehen. Leider können wir nicht alle Aktivitäten dokumentieren, sondern müssen 
uns aus Platz- und Kostengründen auf eine Auswahl unserer Arbeit beschränken.
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Baumschutzverordnung
Bereits vor der Novellierung der Potsdamer Baumschutzverordnung beantragte DIE 
aNDERE, dass die Schutzstandards für den Potsdamer Baumbestand nicht gelockert wer-
den. Falls Vollzugsdefizite bei der Durchsetzung der Baumschutzverordnung bestehen, 
soll der Oberbürgermeister (OBM) mehr Personal in der Naturschutzbehörde einstellen 
(14/SVV/0255). Ausgerechnet die Grünen sorgten dafür, dass unser Antrag bis zur Vor-
lage der überarbeiteten Baumschutzverordnung zurückgestellt wurde. Dadurch wurde ab 
2015 nur noch darüber gestritten, wie weit die bestehenden Schutzstandards aufgeweicht 
werden. Nach mehrfacher öffentlicher Auslegung und zahlreichen Protesten von Umwelt-
verbänden beschloss die Stadtverordnetenversammlung im November 2016, Bäume nicht 
mehr ab 30 cm, sondern erst am 45 cm Stammumfang zu schützen. Im Außenbereich gilt 
der Schutz sogar erst ab 60 cm Stammumfang. Ohne jede Genehmigung dürfen nun Bäu-
me gefällt werden, die auf Friedhöfen wachsen oder weniger als drei Meter von Gebäuden 
entfernt stehen. In den monatelangen Auseinandersetzungen über die neue Baumschutz-
verordnung vertrat neben unserer Stadtfraktion nur die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
im Wesentlichen die Belange eines weitgehenden Baumschutzes. Allerdings waren die 
Grünen leider nicht bereit, an der Frage die Rathauskooperation platzen zu lassen.

Klimaschutzberichte
Methodik und Berichtsinhalte der regelmäßigen städtischen Klimaschutzberichte wurden 
auf unsere Initiative hin überarbeitet und sind seitdem übersichtlicher und klarer abgefasst 
(15/SVV/0168 und 15/SVV/0169).

Busanbindung Groß Glienicke
Unsere Stadtfraktion setzte sich für den Erhalt der Buslinie 639 ein. Die SVV beschloss 
unseren Antrag 14/SVV/0766: „Der Oberbürgermeister wird beauftragt, für eine umstei-
gefreie Anbindung der Waldsiedlung (Ortsteil Groß Glienicke) an die Potsdamer Innen-
stadt und den Bahnhof Spandau ‒ mindestens im Halbstundentakt ‒ Sorge zu tragen. 
[...] Zudem sollen Verhandlungen mit dem Landkreis Havelland aufgenommen werden, 
wie die Verbindung Groß Glienicke über Seeburg nach Spandau ebenfalls umsteigefrei 
weitergeführt werden kann.“ Mit dem Antrag 15/SVV/0039 forderten wir die Umsetzung 
noch einmal ein. Letztlich beauftragte die SVV den OBM, den Beschluss langfristig 
umzusetzen. Als Übergangslösung wurde eine Erweiterung des Linientaxiangebotes 
beschlossen, das für eine verbesserte Anbindung der Waldsiedlung an die Buslinie 638 
(Spandau ‒ Potsdam Hauptbahnhof) sorgt. 

Atomreaktor in Wannsee 
Mehrfach setzten sich unsere Stadtverordneten für eine Überarbeitung der Katastrophen-
schutzplanung für den Forschungsreaktor BER II ein. Die konkreten Zuständigkeiten für 
viele Maßnahmen sind unklar oder unrealistisch. Bislang gehen die Planungen z.B. davon 
aus, dass im Katastrophenfall Taxifahrer*innen die gesamte Bevölkerung in den jeweili-
gen Schutzzonen kurzfristig mit Jodtabletten versorgen können. DIE aNDERE fordert die 
Festlegung klarer behördlicher und personeller Zuständigkeiten (16/SVV/0533) und die La-
gerung von Jodtabletten an Schulen (17/SVV/0755). Die Mehrheit in Verwaltung und SVV 
geht aber wohl davon aus, dass kein Handlungsbedarf mehr besteht, weil die Abschaltung 
des Reaktors vorbereitet wird.

Staubschutz auf Baustellen
Zur Verminderung von Feinstaubbelastungen beantragte unsere Fraktion mehrere im 
Luftreinhalte- und Aktionsplan der Landeshauptstadt Potsdam (08/SVV/0293) empfohle-
ne Maßnahmen umzusetzen: Partikelfilter für Baumaschinen und Fahrzeuge, staubarme 
Baustraßen, Wasserberieselung bei Abbruch- und Sägearbeiten sowie staubarme Lage-
rung von Schüttgütern. In den Ausschussberatungen wurden die Partikelfilter gestrichen, 
die anderen Maßnahmen sollen künftig in die Ausschreibungen öffentlicher Bauaufträge 
aufgenommen werden (15/SVV/0269).

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
DIE aNDERE beantragte die Erstellung einer Prioritätenliste für naturschutzrechtliche Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen. Nachdem dem Naturschutzbeirat eine Auflistung der Kom-
pensationsflächen und -maßnahmen vorgestellt wurde, erklärten wir den Antrag für erledigt.

Busanbindung Babelsberg-Nord 
Ein Antrag unserer Fraktion, ab 2015 wieder für eine Busanbindung Babelsberg-Nords an 
das Babelsberger Zentrum bzw. die Innenstadt zu sorgen, wurde angenommen.

Re-Naturierung des Aradosees
Der Aradosee gehört zu unseren ökologischen Langzeitprojekten. Die SVV beauftragte 
den Oberbürgermeister, Maßnahmen zur Re-Naturierung des Aradosees zu erarbeiten und 
zu prüfen, welche dieser Maßnahmen als naturschutzrechtliche Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen durchgeführt und finanziert werden können (16/SVV/0220). Seitdem werden 
die Maßnahmen (16/SVV/0697) schrittweise realisiert.

Noch 2019 soll z.B. die Munitionssuche abgeschlossen werden. Wir erfragen regelmäßig 
den aktuellen Umsetzungsstand und gehen davon aus, dass in den nächsten Jahren ein 
zweiter Zufluss zur Nuthe hergestellt wird und sich damit die Wasserqualität erheblich 
verbessert.
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Mehr Fahrradständer an Schulen 
Nach einem Antrag unserer Fraktion (16/SVV/0317) wurde der Bedarf an Fahrradständern 
an den Potsdamer Schulen ermittelt. Im Ergebnis wurden und werden „Neuanlagen von 
604 Radabstellanlagen an zwölf Potsdamer Schulen in kommunaler Trägerschaft“ errich-
tet (18/SVV/0554).

Fleißarbeit zum Radverkehrskonzept 
Besonders fleißig war unsere Fraktion bei der Mitarbeit am Radverkehrskonzept 
(17/SVV/0020). Dort machten wir zahlreiche Vorschläge, z.B. zum Ausbau des Strecken-
netzes, zur Geschwindigkeitsanpassung für PKW in gefährlichen Bereichen und zur Auf-
stellung nichtamtlicher Hinweisschilder, die die Einhaltung eines Mindestabstandes von 
1,50 m beim Überholen einfordern. Einiges wurde in das Radwegekonzept aufgenommen.

Gehwege in Fahrland 
Aufgrund eines Hinweises aus dem Seniorenbeirat setzte sich unsere Fraktion für besse-
re Gehwege im Ortsteil Fahrland ein (17/SVV/0041). Die Verwaltung teilte nach Prüfung 
mit, dass nur kleinere Reparaturen vorgenommen werden können. Für eine spürbare 
Verbesserung sei ein grundhafter Ausbau erforderlich, der zur Zeit nicht finanzierbar sei 
(17/SVV/0412).
 

Verkehrssicherheit für Radfahrer*innen 
Auf unseren Antrag hin wurde ein Maßnahmepaket zur Verbesserung der Verkehrssicher-
heit für Radfahrer*innen beschlossen. Wir wollen erreichen, dass auf LED-Anzeigetafeln 
für Verkehrsmeldungen, auf der Rückseite von Bussen oder durch gemeinsame Aktions-
tage von Polizei und Ordnungsamt darauf hingewiesen wird, dass ein Sicherheitsab-
stand von 1,5 m beim Überholen von Radfahrer*innen viele Unfälle vermeiden kann. DIE 
aNDERE wird in den nächsten Wochen selbst einige Wahlplakate nutzen, um auf die 
Einhaltung dieses Abstandes hinzuweisen. 

Schließung der Schnellstraßenabfahrt 
zum Humboldtring
Die Linken-Fraktion beantragte 2017, die Voraussetzungen für einen erneuten Anschluss 
der Nutheschnellstraße an den Humboldtring zu schaffen (17/SVV/0010). Das hätte 
bedeutet, den Autoverkehr erneut in dieses Wohngebiet zu ziehen und eine deutliche 
Verschlechterung für den Radverkehr über die Humboldtbrücke zu schaffen. DIE aNDERE 
reichte einen Änderungsantrag ein, der den Oberbürgermeister aufforderte, sich bei den 
zuständigen Mitarbeiter*innen für die Abkoppelung des Zentrum Ost von der Schnellstraße 
zu bedanken. Im Umweltausschuss wurde unser Antrag sogar angenommen. Letztlich wur-
den aber geänderte Fassungen beider Anträge abgelehnt. Damit können wir prima leben.

Verkehrssituation Filmmuseum/Breite Straße 
Unsere Fraktion beantragte 2017 die Prüfung einiger Maßnahmen zur Verbesserung 
der Verkehrssituation für den Fuß- und Radverkehr am Filmmuseum (17/SVV/0046). Im 
Ergebnis wurde festgestellt, dass die Querungsfläche verbreitert und die Aufstellflächen im 
Bereich der Mittelinsel verbessert werden können (17/SVV/0397).

Gehweg Nordseite Hegelallee
Dem Antrag auf Reparatur des Gehweges auf der Nordseite der Hegelallee wurde zuge-
stimmt (17/SVV/0044).

Verkehrsberuhigung Lepsiusstraße 
Im B-Plan 42.1 ist festgelegt, dass in der Lepsiusstraße ein verkehrsberuhigter Bereich 
entstehen soll. DIE aNDERE beantragte, dort eine Spielstraße auszuweisen (17/SVV/0045). 
Dieser Antrag wurde beschlossen. Allerdings fehlen die Haushaltsmittel, um die erforderli-
chen baulichen Voraussetzungen für die Umsetzung zu schaffen.

Parken in der Innenstadt 
Die CDU hatte beantragt zu prüfen, ob das System Park and Joy eingeführt werden kann. 
Danach sollten alle freien Parkplätze in einer App erfasst werden und Autos per Naviga-
tionssystem zum nächsten freien Parkplatz geleitet werden (18/SVV/0270). DIE aNDERE 
setzte durch, dass dies auf Parkhäuser beschränkt wird. Dadurch werden Kosten für die 
Stadtkasse vermieden und eine Videoüberwachung aller öffentlichen Parkplätze verhindert.

Mehrweggeschirr & Fair-Trade-Produkte 
Eher mager fiel das Prüfergebnis zu unserem Antrag 18/SVV/0149 aus. Statt des von uns 
gewünschten Verzichtes auf Plastikbecher beauftragte die SVV den OBM lediglich, mit 
dem Caterer zu besprechen, ob Pfandtassen zur Verfügung gestellt werden können. Da 
es diese Pfandtassen längst in der Kantine gibt, war eine solche Prüfung nicht besonders 
sinnvoll. Gleich ganz unter den Tisch fiel das Anliegen, beim Ankauf von Kaffee und Tee 
auf fair gehandelte Produkte zurückzugreifen. 

Tempo 30 auf der Potsdamer Straße 
Zustimmung erhielten wir für den Antrag, in den Nachtstunden (22 Uhr bis 6 Uhr) 
eine Geschwindigkeitsbegrenzung auf Tempo 30 in der Potsdamer Straße zu prüfen 
(18/SVV/0960). Wir gehen davon aus, dass der Auftrag im Interesse der lärmgeplagten 
Anwohner*innen schnell umgesetzt wird. Auf Nachfrage unserer Fraktion werden in-
zwischen auch für die Großbeerenstraße und die Breite Straße die verkehrsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Einführung von Tempo 30 geprüft.
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Havelspange 
Einmal mehr beantragte die Autofraktion Linke/CDU/BürgerBündnis, die Havelspange 
wiederholt zu prüfen (18/SVV/0748). Unsere Fraktion beantragte „den Fraktionen CDU, 
Die Linke, BürgerBündnis und dem Stadtverordnetem Wartenberg noch einmal verständ-
lich und ausführlich darzulegen, welche Gründe verkehrspolitisch, finanziell und technisch 
gegen den Bau der Havelspange über den Templiner See sprechen. […]: 

● dass die Stadtverordnetenversammlung am 29.1.2014 das Stadtentwicklungskon-  
   zept Verkehr beschlossen und sich dabei für die Variante „Nachhaltige Mobilität“  
   als Orientierung für die grundsätzliche und umfassende Ausrichtung der Stadtent 
   wicklung entschieden hat,
● dass der überwiegende Teil des Pendlerverkehrs Zielverkehr in das Stadtgebiet ist,  
   der nicht durch eine Straßen-Tangente abgefangen werden kann,
● dass der Bau der Havelspange über das Gebiet der Gemeinde Schwielowsee füh 
   ren würde und dass deren Einverständnis nicht vorliegt,
● dass mit der Finanzierung durch den Bundesverkehrsplan frühestens ab 2030 zu 
   rechnen wäre,
● dass eine Fertigstellung der Havelspange erst zwischen 2040 und 2050 realistisch  
   wäre und damit die Gefahr besteht, dass vor der Fertigstellung der Straße die Erd 
   ölvorräte der Welt erschöpft sind und 
● dass auch schon für überflüssige Untersuchungen und Planungen dieser Straße  
   städtische Haushaltsmittel erforderlich wären, die durch den Verkauf von Garagen 
   grundstücken oder Erhöhung der Parkgebühren kompensiert werden müssten.“

Unser Antrag wurde im Umweltausschuss und im Ortsbeirat Golm sogar angenommen.
Dennoch beschloss die Stadtverordnetenversammlung zur Gesichtswahrung aller, dass
die Havelspange im Rahmen der Fortschreibung des Stadtentwicklungskonzeptes 
Verkehr anhand aktualisierter Verkehrsdaten bewertet werden soll. Wir hoffen, dass die 
Wähler*innen der Linken in der Waldstadt bis dahin erkannt haben, dass für den Bau der 
Havelspange in der Waldstadt mehr als 40.000 Bäume gefällt werden müssten.

Verkehrsberuhigte Zone Geschister-Scholl-Straße
Durch die Maßnahmen zur Reduzierung des Autoverkehrs in der Zeppelinstraße hat sich 
ein Teil dieses Verkehrs in die Nebenstraße verlagert. DIE aNDERE beantragte, den 
Schleichverkehr in der Geschwister-Scholl-Straße zu unterbinden. Dazu sollte die Schaf-
fung einer verkehrsberuhigten Zone in der Geschwister-Scholl-Straße und die Einrichtung 
von Einbahnstraßenregelungen geprüft werden (17/SVV/0912). Inzwischen ist die May-
bachstraße als Einbahnstraße ausgeschildert. 

Kinderbauernhof Groß Glienicke 
DIE aNDERE setzt sich für den Erhalt des Kinderbauernhofs in Groß Glienicke am 
jetzigen Standort ein. Aus unserer Sicht sind die Nutzungen akzeptabel und mit der 

Umgebung vereinbar. Wir lehnen einen geforderten Abriss und Neubau auf der anderen 
Straßenseite aus ökologischen Gründen ab. Dazu haben wir beantragt, den Geltungsbe-
reich des benachbarten B-Plans Nr.19 zu erweitern (18/SVV/0590). In den Ausschussbera-
tungen wurde der Antrag so verändert, dass der OBM mit einer allgemeinen Prüfung zum 
Erhalt beauftragt wurde. Das Ergebnis dieser Prüfung war wenig konstruktiv und vertei-
digte die Abrissverfügungen der Stadt mit teilweise hanebüchenen Rechtsauslegungen, 
die von Fachleuten scharf kritisiert werden. Inzwischen haben die Fraktionen DIE LINKE, 
BürgerBündnis-FDP und DIE aNDERE einen neuen Antrag eingebracht, um die Erwei-
terung des B-Planes Nr.19 auf den Kinderbauernhof zu erreichen (19/SVV/0150). Leider 
haben sich Scharfenberg und Co. von der Verwaltung den Beschlussantrag in einen 
butterweichen Prüfantrag umwandeln lassen, dem wir nicht zustimmen werden.

Standorte von Glascontainern 
2017 wurden in der Hegelallee unterirdische Glascontainer abgebaut, weil die Metallwan-
ne verrostet war. Da schon vorher die Innenstadt nicht ausreichend mit Standorten für 
Glascontainer versorgt war, reichten unsere Stadtverordneten einen Antrag ein, weitere 
Standorte zu schaffen. Auf dem Gelände der Stadtverwaltung sollten zusätzliche Glascon-
tainer aufgestellt werden (17/SVV/0052). Dieser Antrag wird seit mehr als zwei Jahren ver-
schleppt. In regelmäßigen Abständen erklärt der Oberbürgermeister auf Nachfrage, dass 
keine zusätzlichen Standorte gefunden wurden. Wir empfehlen inzwischen, Glas einfach 
zum Stadthaus zu bringen.
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Bandproberäume im freiLand 
Ein echter Dauerbrenner sind die Bandproberäume im freiLand. Schon 2013 beschloss 
die SVV auf unseren Antrag, dass bis 2014 (!) sechs Proberäume neben dem Clubmitte 
geschaffen werden sollen. Da die Stadtwerke aber seit Jahren die nötigen Bauanträge 
nicht stellten, ist bis heute nichts passiert. Dabei stehen für den Bau 17.000 Euro an Spen-
den und (auf Antrag unserer Fraktion) auch 100.000 Euro im städtischen Haushalt zur 
Verfügung. Derzeit wird über neue Trägermodelle für das freiLand und eine Loslösung von 
den Stadtwerken verhandelt. Der Betreiber CULTUS UG darf inzwischen selbst Bauanträ-
ge stellen. 

Digitalisierung des Goldenen Buches 
Zustimmung erhielt unser Vorschlag, das Goldene Buch zu digitalisieren und im Internet 
zu veröffentlichen (16/SVV/0341). Bis heute sind auf der städtischen Homepage aber nur 
die Namen der Eingetragenen aufgelistet und nicht die eingetragenen Texte dokumentiert.
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Mehr Fête de la Musique, weniger M100
Nach den Diskussionen um eine Absage der Fête de la Musique beantragten wir, den 
städtischen Zuschuss für den Mediengipfel M100 (Colloquium und Award) zugunsten 
einer Basisfinanzierung für die Fête de la Musique zu kürzen. Obwohl der Antrag 
(15/SVV/0155) abgelehnt wurde, wurde die Finanzierung der Fête de la Musique in 
den Folgejahren verbessert. 

Sportplatz Kirschallee 
DIE aNDERE beantragte 2015, vor der Erneuerung des Kunstrasenplatzes an der Karl-
Förster-Schule einen Workshop zur Optimierung der Sportanlage durchzuführen. Ziel 
sollte es sein, gemeinsam mit Schule, Stadtsportbund und Vereinen zu prüfen, wie ein 
zusätzliches Kleinspielfeld und weitere Sportflächen auf der Sportanlage untergebracht 
werden können (15/SVV/0036). Letztlich wurde der Antrag nach langen Ausschussdiskus-
sionen von Linken, CDU und SPD abgelehnt, „um keine falschen Erwartungen bei 
den Vereinen zu wecken“.

Keine Umbenennung 
der Karl-Liebknecht-Straße in Golm 
Bündnis 90/Die Grünen beantragten, die Karl-Liebknecht-Straße in Golm umzubenennen 
und ihr den Namen einer Wissenschaftlerin zu verleihen. Unsere Fraktion wies auf den 
lokalen Bezug Karl Liebknechts zu Golm hin und schlug vor, die Verwechslungen mit 
der Babelsberger Karl-Liebknecht-Straße durch die Benennung der Golmer Straße in 
„Karl-Liebknecht-Chaussee“ zu vermeiden. Nach Beschwerden aus dem Ortsbeirat und 
der Universität haben die Grünen ihren Antrag zurückgezogen.

Max-Dortu-Preis
2015 beschloss die SVV einen Antrag von Bündnis 90/Die Grünen, SPD und CDU zur 
Etablierung eines Max-Dortu-Preises für Zivilcourage und Demokratie (15/SVV/0120). 
Diese Initiative wäre ohne die seit 20 Jahren durchgeführten Gedenkveranstaltungen der 
aNDEREN nicht möglich gewesen. 2019 wird der Max-Dortu-Preis bereits zum zweiten 
Mal vergeben. ► Fotos: Max-Dortu-Gedenksteinewerfen 2018 / Hans-Christian-Ströbele, Max-Dortu-Preis 2017 

Mieten im Rechenzentrum
Unsere Fraktion setzte sich in besonderem Maß für die Kreativen ein, die Räume im Re-
chenzentrum nutzen. So beantragten wir, dass Defizite aus Betriebskostenabrechnungen 
nicht im Nachhinein den heutigen Nutzer*innen aufgebürdet werden (18/SVV/0591). Wir 
lehnen die derzeit diskutierten Vorschläge ab, einen teuren Neubau für Künstler*innen und 
Kreative zu errichten und die erhöhten Mieten dann in Härtefällen durch eine Atelierförde-
rung aufzufangen. Stattdessen setzen wir uns für einen langfristigen Erhalt des Rechen-
zentrums und dessen Sanierung ein.
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Schaffung von Sportplätzen
2014 beantragte DIE aNDERE, dass mit jedem Schulneubau eine Drei-Feld-Halle und ein 
wettkampftauglicher Fußballplatz gebaut und außerhalb der Schulzeiten für den Vereins-
sport bereitgestellt werden sollen (14/SVV/0032). Leider wurde der Antrag auf Betreiben 
der CDU so geändert, dass die Schulsportplätze nicht mehr wettkampftauglich sein müs-
sen. Es wirkt absurd, dass sich gerade die CDU nur ein paar Jahre später als Interessen-
vertreter der Sportvereine im Potsdamer Norden aufspielt.

Finanzierung Sportentwicklungsplan 
Ein Antrag unserer Fraktion, einen Finanzierungs- und Maßnahmeplan zur Behebung 
des Mangels an Sportstätten zu erstellen, wurde durch SPD, CDU und Grüne abgelehnt 
(15/SVV/0035).

Standort Montelino 
Durch die Verkleinerung des BUGA-Parkes musste auch das Zirkuszelt des Montelino auf 
einen neuen Standort umziehen. Ursprünglich war vorgesehen, dass der Umzug zunächst 
auf einen provisorischen Ort erfolgt und später erneut auf den endgültigen Standort. Dies 
wäre mit einem hohen ehrenamtlichen Arbeitsaufwand und Mehrkosten verbunden gewe-
sen. Wir beantragten daher, „dass die Zeltpunkt Montelino gGmbH den bislang genutzten 
Standort im BUGA-Volkspark solange weiternutzen kann, bis der zukünftige Standort 
des Zirkuszeltes geklärt ist und ein direkter Umzug auf den neuen Standort möglich ist“ 
(17/SVV/0890). Inzwischen ist der neue Ort bereits gefunden, an dem Montelino dauerhaft 
zirkuspädagogische Angebote für Kinder und Jugendliche organisieren kann.

Sportplatzpotentiale 
Ein monatelanger Streit entbrannte über den Vorschlag von CDU und SPD, die Fällung 
des Wäldchens an der Tram-Wendeschleife Fontanestraße zugunsten eines Sportplatz-
neubaus zu prüfen (18/SVV/0269). Unsere Fraktion hat stets eine klare Position für den 
Erhalt des Waldes bezogen. Wir gehen davon aus, dass der Bedarf an Sportflächen im 
Bereich Babelsberg durch den Ausbau der Bestandssportanlagen (Sandscholle, Rudolf-
Breitscheid-Straße, Nowawiese) gedeckt werden kann. Daher beantragten wir mit einem 
Änderungsantrag die vorrangige Prüfung dieser Nutzungspotentiale. CDU und SPD zogen 
ihren Antrag zurück, um eine Abstimmungsniederlage zu vermeiden. DIE aNDERE brachte 
das Anliegen in einem neuen Antrag erneut ein (18/SVV/0707). Der Antrag wurde be-
schlossen. Eine Arbeitsgruppe prüft bereits, welche Bestandssportplätze stadtweit noch 
optimiert werden können.

Westkurve 
Auch die Westkurve gehört zum sportpolitischen Inventar der aNDEREN. 2017 beantragte 
unsere Fraktion die Schaffung einer Beleuchtung, um eine Nutzung des Tennenplatzes 
auch am frühen Abend zu ermöglichen. Außerdem wollen wir eine bessere Einbeziehung 
der Bürgerinitiative Westkurve erreichen (17/SVV/0290). Der Antrag wurde in einer abge-
schwächten Form beschlossen.

Schulstandort Sandscholle 
Als einzige Fraktion lehnte DIE aNDERE die Bebauung des Sportplatzes Sandscholle 
durch eine Grundschule konsequent ab. Wir wiesen frühzeitig darauf hin, dass dieser 
Schulstandort nur mit jahrelanger Verzögerung genutzt werden kann, weil laut Sportför-
dergesetz vor Baubeginn eine Ersatzsportanlage zur Verfügung stehen muss. Unsere 
Fraktion beantragte die Prüfung mehrerer Ersatzstandorte (17/SVV/0168). Inzwischen 
wird die Schule auf dem Filmparkgelände geplant. 

Städtepartnerschaft mit Sansibar 
Seit mehreren Jahren hatte sich DIE aNDERE dafür eingesetzt, dass Potsdam eine Städ-
tepartnerschaft mit einer afrikanischen Stadt eingeht. 2016 war es nun endlich soweit: Die 
SVV beschloss die Gründung der Städtepartnerschaft mit Sansibar (16/SVV/0672). 

Spielplatz Schiffbauergasse 
Unser Antrag, in der Schiffbauergasse einen Kinderspielplatz einzurichten, erhielt in der 
Stadtverordnetenversammlung eine große Mehrheit (16/SVV/0342). Inzwischen ist der 
Spielplatz eingerichtet und wir finden ihn auch ganz gut gelungen.

Sportplatz Nowawiese 
Seit Jahren kämpft DIE aNDERE für den Fußballplatz am Babelsberger Park. In dieser 
Legislaturperiode beantragten wir die Herstellung einer akzeptablen Trainingsbeleuchtung 
und die Prüfung eines Kunstrasenbelages (17/SVV/0286). Durch diese Maßnahmen soll 
der Platz an den Trainingstagen länger nutzbar sein. Die Behandlung des Anliegens in 
den Ausschüssen nahm teilweise bizarre Formen an. Bis heute ist unter Gutachtern um-
stritten, ob auf Basis der im Bauantrag gesetzten Eckdaten (Masthöhe, Zahl der Lampen) 
überhaupt eine DIN-gerechte Ausleuchtung des Platzes möglich ist. Ausgerechnet der für 
den mangelhaften Bauantrag verantwortliche Kommunale Immobilienservice (KIS) lehnt 
es nun aber ab, zumindest die nach dem Bauantrag mögliche Beleuchtung herzustellen. 
Da der SV Concordia Nowawes sich bereit erklärt hat, den Sportplatz zu pachten und 
eine Haftpflichtversicherung abzuschließen, beantragten wir eine weitere Prüfung 
(18/SVV/0348). Inzwischen verständigten sich der Verein und der KIS darauf, weitere 
Gutachten zur Beleuchtung zu erstellen und mit der Schlösserstiftung über die Möglichkeit 
zu sprechen, Lichtmasten aufzustellen. 
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Wohnen  und
Grundstückspolitik
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Unternehmensziele der ProPotsdam 
Aufschlussreich verlief die Diskussion über unseren Antrag (14/SVV/0985), dass die 
gewählte Stadtverordnetenversammlung alle zwei Jahre die Unternehmensziele der städ-
tischen Wohnungsgesellschaft ProPotsdam festlegt. Die Stadtverordneten der anderen 
Fraktionen hielten eine solche Mitbestimmung für überflüssig und lehnten den Antrag ab. 
Damit verweigern diese Stadtverordneten die Nutzung der politischen Einflussmöglichkei-
ten, die ihnen mit der Übernahme ihrer Mandate übertragen wurden. 

Wohnblock Staudenhof erhalten 
Mit dem Antrag 15/SVV/0696 forderten wir, das Wohnhaus Am Alten Markt 10 dauerhaft 
im Eigentum der ProPotsdam zu erhalten und anhand der Bedürfnisse der Bestands-
mieter*innen bedarfsgerecht zu sanieren. Der Antrag wurde ohne Ausschussüberweisung 
abgelehnt. 2016 beantragten wir, den Staudenhofwohnblock nicht leer zu ziehen und 
auch für Mieter*innen mit befristeten Mietverträgen eine wohnortnahe Ersatzwohnung 
anzubieten, falls es zum Abriss des Staudenhofes kommt. Auch diesmal wurde der Antrag 
abgelehnt. 

Enteignungen in Krampnitz 
DIE aNDERE kann für sich in Anspruch nehmen, sich in Krampnitz schon präventiv 
um die Enteignung der Deutsche Wohnen AG bemüht zu haben, als dieser Miethai die 
TG Potsdam noch gar nicht gekauft hatte. Wir beantragten (15/SVV/0838) die konse-
quente Umsetzung der Entwicklungsmaßnahme, den Abbruch der Verhandlungen mit der 
TG und die Einleitung der Enteignungsverfahren. Letztlich zogen wir den Antrag zurück, 
weil die Unterstützung durch die SVV-Mehrheit fehlte und wir nicht durch eine Ablehnung 
die Rechtsposition der Stadt schwächen wollten. Es ist bedauerlich, dass die Deutsch 
Wohnen sich inzwischen schon mehr als 1.300 Wohnungen in Krampnitz sichern konnte.

Wohnungen für alle statt Heime für Flüchtlinge 
Ende 2014 beschloss die SVV die Schaffung mehrerer Gemeinschaftsunterkünfte für 
Flüchtlinge. DIE aNDERE setzt sich seit vielen Jahren dafür ein, dass schutzsuchende 
Menschen schnellstmöglich eigenen Wohnraum erhalten, der Privatsphäre bietet und 
Integration ermöglicht. Die Kosten für die Unterbringung in Heimen sind deutlich höher als 
die Kosten einer Wohnungsunterbringung. DIE aNDERE lehnte daher die Beschlussvor-
lage ab und forderte, die Mittel für die Schaffung preiswerter Wohnungen zu verwenden. 

Kein Verkauf des Hauses 33 im Luftschiffhafen 
2016 beantragte DIE aNDERE, den Verkauf eines ehemaligen Internatsgebäudes (Haus 
33) im Sportpark Luftschiffhafen zu stoppen und das Gebäude für die Unterbringung von 
Flüchtlingen und Studierenden umzubauen (16/SVV/0040). Der Antrag wurde von allen 
anderen Fraktionen abgelehnt.

Abbruch von Verkaufsverfahren zum Höchstgebot 
Außerdem forderten wir den Abbruch aller laufenden Grundstücksverkäufe, die nach 
Höchstgebotsausschreibungen erfolgen sollten (18/SVV/0868). Der Antrag wurde in 
namentlicher Abstimmung abgelehnt. 

Landesregelungen zur Deckelung des Mietenanstiegs
Seit Jahren bestehen bundesgesetzliche Möglichkeiten zur Deckelung von Mieten in 
Kommunen, in denen ein Mangel an preisgünstigen Wohnungen herrscht. So können die 
Länder durch Rechtsverordnung die Mietsteigerungen von 20 auf 15 Prozent je drei Jahre 
begrenzen. Außerdem kann die Landesregierung bei Privatisierung und erster Weiterveräu-
ßerung von Wohnraum die Kündigungsausschlussfrist von drei auf zehn Jahre erhöhen und 
damit Bestandsmieter*innen vor Eigenbedarfskündigungen schützen. Während der damals 
rot-schwarze Berliner Senat beide Instrumente schnell und umfassend nutzte, eierte die 
rot-rote Landesregierung in Brandenburg mit Gutachten und Prüfungen herum. Die SVV 
beauftragte den Oberbürgermeister auf unsere Initiative hin, beim Land auf den Erlass der 
Rechtsverordnungen zu drängen. Inzwischen wurde die Deckelung der Mietsteigerungen 
auch für Potsdam angeordnet. Bei der Verlängerung der Kündigungsausschlussfrist hat die 
Landesregierung aber ein wirksames Instrument bis heute nicht genutzt.

Stadtteildifferenzierte KdU-Kostensätze 
Um in allen Stadtteilen preiswerten Wohnraum bereitstellen zu können, beantragte 
DIE aNDERE eine Prüfung, ob die Sätze, die als Kosten der Unterkunft (KdU) übernom-
men werden, für bestimmte Stadtgebiete oder Stadtteile differenziert werden können 
(14/SVV/0967). Der Antrag wurde zwar abgelehnt. Die Prüfung läuft aber verwaltungs-
intern seit mindestens zwei Jahren.

Keine Verkäufe städtischer Bestandswohnungen
Obwohl die ProPotsdam laut Wohnungspolitischem Konzept der Landeshauptstadt Pots-
dam ihren Wohnungsbestand ausbauen soll, verkauft die städtische Wohnungsgesellschaft 
munter weiter aus ihrem Wohnungsbestand. Wir beantragten daher, die Geschäftsführung 
anzuweisen, künftig keine Verkäufe von Mietobjekten aus dem Bestand der ProPotsdam 
mehr vorzunehmen (16/SVV/0041). Leider wurde dieser Antrag selbst von Fraktionen, die 
sich in ihren Parteiprogrammen generell gegen Grundstücksprivatisierungen positionieren, 
abgelehnt. 
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Grundstückserwerb Krampnitz 
An unserem Antrag 18/SVV/0521 wurden wohnungspolitische Grundpositionen der Frak-
tionen ausgiebig öffentlich diskutiert. Nach einem Gespräch mit den Geschäftsführern der 
ProPotsdam beantragten wir, dass die ProPotsdam im Entwicklungsgebiet mindestens 
1.000 Wohnungen selbst schaffen soll. Weitere mindestens 2.000 Wohnungen wollen wir 
dadurch schaffen, dass Vereine, Genossenschaften oder Baugemeinschaften Grundstü-
cke in Erbbaupacht erhalten und dort selbst bauen. Der Zuschlag soll auf Grundlage der 
eingereichten Konzepte und nicht zum Höchstgebot erfolgen. Die Details (Zielgruppen 
und Vergabemodalitäten) sollten in einem Konzept festgelegt werden. Dass die Fraktionen 
Bürgerbündnis-FDP und CDU-ANW diesen Vorstellungen nichts abgewinnen können, 
verstehen wir. Schließlich sind diese Fraktionen die Interessenvertretung der Immobilien-
besitzer. Erstaunlicher war schon, dass SPD und Linke unsere Ideen ablehnten. In ande-
ren Bundesländern (Berlin, Hamburg) versuchen diese Parteien mit ähnlichen Modellen 
selbst, Grundstücke verstärkt in Erbbaupacht zu vergeben und den Anteil kommunaler 
Wohnungen zu erhöhen. Lediglich die Grünen unterstützen unseren Antrag. Bei der Ab-
stimmung wurde es geradezu bizarr. Die Mehrheit der SVV erklärte den ersten Antrags-
teil (Bau von 1.000 Wohnungen durch die ProPotsdam) für „durch Verwaltungshandeln 
erledigt“, obwohl noch keinerlei Aktivitäten zu verzeichnen sind. Der zweite Teil (Erbbau-
rechte für 2.000 Wohnungen) wurde durch einen Vorschlag der Linken in eine antragslyri-
sche Absichtserklärung verwässert. Dennoch ist durch die öffentliche Diskussion Einiges 
erreicht worden. Inzwischen hat sich auch OBM Mike Schubert für den Bau von 1.000 
ProPotsdam-Wohnungen ausgesprochen. Außerdem wollen Potsdamer Genossenschaf-
ten 500 Wohnungen in Krampnitz bauen. 

Keine Abführung der ProPotsdam 
an den städtischen Haushalt 
Zwischen den städtischen Betrieben und der Stadt Potsdam wurde in einer Absichts-
erklärung (letter of intent) vereinbart, die Stadtkasse durch die städtischen Betriebe zu 
entlasten. Auch die Wohnungsgesellschaft ProPotsdam soll demnach Millionenbeträge an 
die Stadt abführen. Unsere Fraktion beantragte, auf diese Mittel zu verzichten und sie für 
die Schaffung preiswerter Wohnungen einzusetzen (18/SVV/0520). Der Antrag wurde be-
reits mehrfach zurückgestellt und soll erst im Rahmen der Haushaltsdebatte abgestimmt 
werden. Das ist schon deshalb nicht sinnvoll, weil die ProPotsdam Planungssicherheit 
benötigt, wenn mit dem Geld Wohnungen geschaffen werden sollen.

Preiswerte Mieten durch preiswerte Sanierung
2014 beschloss die Stadtverordnetenversammlung auf unseren Antrag hin, dass die Pro-
Potsdam bei großen Bauvorhaben im Wohnungsbestand künftig Substandards erarbeiten 
soll. Die betroffenen Mieter*innen sollen auf dieser Basis selbst entscheiden können, wel-
cher Standard in ihren Wohnungen hergestellt und mit der künftigen Miete bezahlt werden 
soll. Ein Pilotprojekt für dieses Modell hat inzwischen im Behlert-Karree stattgefunden. 
Die Baukosten von 1.700 Euro/qm waren deutlich geringer als bei anderen Bestands-

modernisierungen. Wir sind sicher, dass die Modernisierung zu Standards, die mit den 
Mieter*innen abgestimmt werden, gerade bei komplexen Baumaßnahmen ohne öffentliche 
Förderung der richtige Weg zur Begrenzung von Baukosten und Mieten ist.

Kein Höchstgebot in der Tuchmacherstraße 8 
Im Wohnungspolitischen Konzept ist zu lesen: „Es ist daher im Interesse der Stadt wie 
auch der Mieter, wenn Mietwohnobjekte, die als Anlageobjekte zum Verkauf stehen, bevor-
zugt an sozial verantwortliche Neubesitzer verkauft werden.“ Trotz dieser Vorgabe verkauft 
die ProPotsdam städtische Grundstücke weiterhin zum Höchstgebot. Von einem solchen 
Verkauf war auch die Mietergemeinschaft in der Tuchmacherstraße 8 bedroht. Wir reichten 
daher den Antrag ein, Mietwohnungen aus dem Bestand künftig an sozial verantwortliche 
Eigentümer und nicht mehr zum Höchstgebot zu verkaufen (16/SVV/0667). Zwar wurde 
der Antrag nach teilweise hitzigen Diskussionen abgelehnt, dennoch trug die Debatte dazu 
bei, dass das Grundstück letztlich nicht an die Höchstbietenden, sondern an den Hausver-
ein verkauft wurde.

Verkaufsstopp für städtische Grundstücke
Erst vor wenigen Monaten beantragte DIE aNDERE, keine Wohnimmobilien und Bau-
grundstücke der Landeshauptstadt Potsdam und ihrer kommunalen Unternehmen mehr zu 
verkaufen. Eine Vergabe von Erbbaurechten an städtischen Bau- und Wohngrundstücken 
sollte künftig nicht mehr zum Höchstgebot erfolgen, sondern Konzepte bevorzugen, die die 
Schaffung von Wohnraum durch gemeinwohlorientierte Träger und Wohnungsgenossen-
schaften sicherstellen (18/SVV/0869). In namentlicher Abstimmung stimmten nur Grüne, 
aNDERE und wenige Linke für einen Verkaufsstopp.

Soziales und Inklusion
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KiTa-Elternbeiträge
Als einzige Fraktion positionierten wir uns für eine rest- und vorbehaltlose Rückzahlung 
der zu viel eingenommenen KiTa-Elternbeiträge – unabhängig von formalen Zahlungsan
sprüchen oder Verjährungsfristen. In einem eigenen Antrag (18/SVV/0417) verlangten wir 
eine Berechnung der Elternbeiträge auf Basis der Beitragsordnung, nach der sie auch 
erhoben wurden, aber ohne die unstrittig zu viel gezahlten Posten (Personal, Essensgel-
der, Geschwisterbonus). Die ermittelte Differenz sollte umgehend zurückgezahlt werden. 
Für die strittigen Posten sollte der OBM auf die Einrede der Verjährung verzichten und 
diese vollständig zurückzahlen, wenn entsprechende gerichtliche Entscheidungen fest-
stellen, dass eine Umlage auf die Elternbeiträge rechtswidrig erfolgte. Unsere Position war 
allerdings zu keinem Zeitpunkt mehrheitsfähig. 
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Barrierefreie Uferpromenade Alte Fahrt
Die Uferpromenade an der Alten Fahrt war 2014 so geplant, dass sie für Rollstuhlfahrer-
*innen nur mit großen Umwegen erreichbar war. Daher beantragten wir (14/SVV/0756), 
dass eine Lösung gefunden werden muss, die eine Erreichbarkeit der Uferpromenade mit 
dem Rollstuhl ohne Umwege ermöglicht. Außerdem soll gesichert werden, dass der Teil-
habeplan künftig bereits bei den Ausschreibungen von Bauplanungen berücksichtigt wird. 
Inzwischen ist ein Aufzug eingebaut. 

Inklusionspreis
DIE aNDERE unterstützt die Verleihung eines städtischen Inklusionspreises und brachte 
die nötige Beschlussvorlage gemeinsam mit anderen Fraktionen ein (18/SVV/0684). 

Ermäßigung von Personalausweisgebühren
Eine Bürgerin beschwerte sich darüber, dass sie im Bürgerservice nicht informiert wurde, 
dass sie eine Ermäßigung oder einen Erlass der Verwaltungsgebühr für einen neuen 
Personalausweis beantragen kann. DIE aNDERE setzte in der SVV eine bessere Infor-
mation durch. Inzwischen hat die Stadtverwaltung Plakate erarbeitet, die über mögliche 
Gebührenermäßigungen informieren (15/SVV/0703 und 16/SVV/0159).

Keine Kotbeseitigungspflicht für Blindenführhunde
Eine peinliche Provinzposse leistete sich eine Mitarbeiterin der Stadtverwaltung, die in 
einem Mailwechsel mit einer blinden Frau deren Pflicht betonte, den Kot ihres Blindenführ-
hundes aufzusammeln und sogar Hinweise gab, wie man den Hundekot am besten ertas-
ten kann. Unsere Fraktion nahm den Vorfall zum Anlass, die Änderung der Stadtordnung 
zu beantragen (16/SVV/0621). Inzwischen ist die Kotbeseitigungspflicht für Blindenhunde 
ersatzlos gestrichen.

Barrierefreier Zugang zu SVV-Sitzungen
Auf Antrag unserer Fraktion (17/SVV/0552) prüfte der OBM einige Maßnahmen zur Siche-
rung eines barrierefreien Zugangs zu den SVV-Sitzungen. Leider sind die baulichen Mög-
lichkeiten im denkmalgeschützen Plenarsaal begrenzt. Immerhin steht in den Sitzungen 
nun ein/e Gebärdendolmetscher*in zur Verfügung, der Livestream der Sitzungen ist unter-
titelt und es wird ein zusätzlicher Raum für Besucher*innen geöffnet. Eine rundum zufrie-
denstellende Lösung ist erst mit dem Umbau des Stadthauses möglich (17/SVV/0932).

Potsdamer Mitte
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Bauprojekt Garnisonkirchenattrappe
Die erste ganz große Debatte der Legislaturperiode drehte sich um das Bürgerbegehren 
zur Auflösung der Stiftung Garnisonkirche Potsdam (SGP). Folgender Beschluss sollte im 
Bürgerentscheid durchgesetzt werden: „Der Oberbürgermeister wird beauftragt, alle für 
die Stadt rechtlich zulässigen Möglichkeiten zu nutzen, um auf die Auflösung der Stiftung 
Garnisonskirche Potsdam hinzuwirken.“ Da alle formalen Voraussetzungen erfüllt waren 
(14/SVV/0707), lief alles auf einen Bürgerentscheid hinaus. Um das zu verhindern, reichte 
der OBM einen Antrag ein, die mit dem Bürgerbegehren angestrebte Maßnahme in der 
SVV zu beschließen. In diesem Fall entfällt der Bürgerentscheid. Zu diesem Antrag 
(14/SVV/0708) enthielten sich CDU, SPD, Grüne, BürgerBündnis und AfD der Stimme. 
Die Linke stimmte ‒ entgegen der Bitte der Initiator*innen des Bürgerbegehrens ‒ für den 
Antrag. DIE aNDERE lehnte ihn ab, um den Weg für den Bürgerentscheid frei zu machen. 
Ausgerechnet die Stimmen der Linken verhinderten also ein Votum der Stadtgesellschaft 
über das Bauprojekt. Wie wenig OBM und SVV-Mehrheit daran dachten, den Beschluss 
auch umzusetzen, zeigten sie später mehrfach. 

Abgelehnt wurde unser Antrag, dass der Oberbürgermeister nur noch dann an Kuratori-
umssitzungen der Stiftung teilnimmt, wenn dort über die Auflösung der SGP abgestimmt 
wird (14/SVV/0824). Ebenso chancenlos war ein weiterer Antrag, in dem wir konkrete Maß-
nahmen vorschlugen, um auf die Auflösung der Stiftung Garnisonkirche Potsdam (SGP) 
hinzuwirken. So kann der OBM z.B. regelmäßig Anträge zur Auflösung der SGP stellen, 
Gespräche mit allen Kuratoriumsmitgliedern führen, um deren Zustimmung zu einer Auflö-
sung der SGP zu erreichen oder prüfen, ob die Veränderungen des Bauprojektes (Stumpf-
variante) und die ungeklärte Finanzierung die Landeshauptstadt Potsdam (LHP) zu einer 
Rückforderung des in die Stiftung eingebrachten Grundstückes berechtigen (17/SVV/0291).

Wenig Lust auf Transparenz zeigten die Stadtverordneten bei unserer Forderung, die tat-
sächlichen Baukosten für den Garnisonkirchenturm zu ermitteln und öffentlich zu machen 
(18/SVV/0214). Für den Antrag stimmten nur Linke und aNDERE.

Erhalt des Minsk am Brauhausberg 
Gemeinsam mit Linken und Grünen konnten wir den geplanten Verkauf und Abriss des 
Terrassenrestaurants Minsk am Brauhausberg mehrfach verhindern. Durch den Verkauf 
der Grundstücke an den Milliardär Hasso Plattner wird dort eine städtebaulich sehr 
erfreuliche Entwicklung ermöglicht. Insbesondere die umfassende Sanierung des Minsk 
ohne Aufstockung und die Schaffung eines modernen Umfeldes mit Wasserspielen und 
Grünanlagen entspricht unseren Vorstellungen. Allerdings finden wir es bedauerlich, dass 
die Stadt Potsdam ein solches Vorhaben nicht allein und auf eigenen Grundstücken be-
schließen und verwirklichen konnte. 
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Spiel- und Sportplatz Plantage 
Bei der Umgestaltung des Platzes an der Plantage setzte DIE aNDERE einen Änderungs-
antrag durch, der festschrieb, dass bei der Neugestaltung des Platzes ein Spiel- und 
Sportplatz entsteht (14/SVV/1147). Nach einem Workshop mit Kinder- und Jugendbeteili-
gung wurde der Spielplatz 2019 eröffnet.

Kein Verkauf der Volkshochschule 
Auch in dieser Legislaturperiode positionierte sich DIE aNDERE gegen den Verkauf 
städtischer Grundstücke. Ein besonders krasses Beispiel ist das Gebäude der ehemaligen 
Volkshochschule in der Dortustraße/Ecke Breite Straße, das noch 2015 für einen geringen 
Millionenbetrag verkauft wurde. Zu diesem Zeitpunkt war für uns schon absehbar, dass in 
der Potsdamer Innenstadt bald wieder Schulgebäude gebraucht werden. Schulneubauten 
kosten inzwischen 20‒30 Millionen Euro und belasten die Stadtkasse damit erheblich.

Bürgerbegehren 
„Kein Ausverkauf der Potsdamer Mitte“ 
DIE aNDERE ist die einzige Fraktion, die das Bürgerbegehren von Beginn bis Ende kon-
sequent unterstützt hat. Zwar stimmten auch die Stadtverordneten der Linken gegen die Zu-
rückweisung des Bürgerbegehrens als unzulässig (16/SVV/0563). Allerdings verhandelten 
Vertreter der Linken parallel und ohne Beteiligung der Vertreter*innen von Potsdamer Mitte 
neu denken mit der Rathauskooperation einen Begleitbeschluss (16/SVV/0562) aus. In 
diesem werden einige Zugeständnisse gemacht, um die Zustimmung der Linken zum Abriss 
des Fachhochschulgebäudes (FH) und des Staudenhofs zu rechtfertigen. Die Forderungen 
des von mehr als 15.000 Potsdamer*innen unterschriebenen Bürgerbegehrens blieben 
unberücksichtigt. Weder der Ausverkauf der städtischen Grundstücke am Alten Markt noch 
der Einsatz von Fördermitteln für den Abriss von FH, Staudenhof oder Hotel Mercure wur-
den durch den Deal der Linken verhindert. Die FH ist bereits abgerissen und beim Stauden-
hof hat das Einschwenken der Linken gerade begonnen. Bis heute ist auch der Abriss des 
Mercure-Hotels nur aufgeschoben und weiter als Sanierungsziel der Stadt festgeschrieben.
◄ Foto: Besetzung des FH-Gebäudes am Alten Markt, 13.07.2017 

Behutsame Stadtentwicklung 
In den Diskussionen um den Abriss des Hotels Mercure und der Fachhochschule beantrag-
te unsere Stadtfraktion die Rückkehr zur behutsamen Stadtentwicklung und den Verzicht 
auf den Abriss weiterer Gebäude der Nachkriegsmoderne in der Stadtmitte (17/SVV/0551). 
Der Antrag wurde erwartungsgemäß durch die Mehrheit der SVV abgelehnt.

Baufläche am Lustgarten 
DIE aNDERE beantragte zu prüfen, ob eine Baufläche am Lustgarten für Bandprobenräu-
me oder eine Skaterhalle geeignet ist (18/SVV/0770). Der Antrag wurde abgelehnt.
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Flüchtlingspolitik 
und Integration
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Aufnahme ukrainischer Deserteure 
Unser Antrag, die Bereitschaft der Stadt Potsdam zur Aufnahme ukrainischer Deserteure 
in Potsdam gegenüber den deutschen Auslandsvertretungen zu erklären, wurde abge-
lehnt (14/SVV/0988). Zu dieser Zeit entzogen sich mehrfach Soldaten der ukrainischen 
Armee, in der rechtsextreme Strukturen dominierten.

Postverteilung in Flüchtlingsheimen 
Mit dem Antrag 14/SVV/0825 forderte DIE aNDERE, dass alle in Gemeinschaftsunterkünften 
lebenden Flüchtlinge eigene Briefkästen erhalten. Das Anliegen ist inzwischen umgesetzt.

Sicherer Hafen Potsdam 
Gemeinsam mit den Grünen und der Potsdamer Flüchtlingshilfeorganisation Seebrücke 
erarbeiten wir einen Antrag zur Aufnahme und Integration aus Seenot geretteter Men-
schen und zur Unterstützung von Rettungsmissionen im Mittelmeer. Da der ursprüngli-
che Antragstext in der Abstimmung mit SPD und Linken verändert und uns zu unkonkret 
geworden war, stellten wir den ursprünglichen Text als Ergänzungsantrag in der SVV zur 
Abstimmung (18/SVV/0878). Mit den Stimmen von Grünen, Linken und DIE aNDERE wur-
de die Ergänzung knapp angenommen. Der so geänderte Antragstext erhielt dann in der 
abschließenden namentlichen Abstimmung eine klare 31:13-Mehrheit.Damit sind konkrete 
Maßnahmen beschlossen, an deren Umsetzung wir schon gemeinsam mit der Stadtverwal-
tung, der Seebrücke und dem Bündnis Potsdam bekennt Farbe arbeiten: 

● die zusätzliche Aufnahme von weiteren Geflüchteten in Potsdam, 
● Initiativen, die sich im Rahmen des Deutschen Städtetages für die Schaffung ge  
   setzlicher Grundlagen zur erleichterten Aufnahme von Flüchtlingen durch Bund und 
   Länder einsetzen, 
● Solidaritätsbekundungen mit Seenotretter*innen, 
● die Würdigung des Engagements der Aktivist*innen, die ehrenamtlich auf NGO-
   Schiffen unterwegs sind, 
● die öffentliche Übernahme einer Patenschaft für eine Mission der Seenotrettung, 
● die Anweisung an die Ausländerbehörde Potsdam, alle Möglichkeiten auszuschöp
   fen, um Geflüchteten in Potsdam dauerhafte legale Aufenthalts- und Lebenspers 
   pektiven zu schaffen und 
● Veröffentlichung aller diesbezüglichen Aktivitäten, damit Potsdam als „sicherer  
   Hafen“ bekannt wird.

Umsetzung des Integrationskonzeptes 
DIE aNDERE trug einen fraktionsübergreifenden Antrag (15/SVV/0875) zur Umsetzung 
des Integrationskonzeptes mit. Dabei setzten wir eigene Akzente. So gehen die Forderung, 
Flüchtlingskinder nicht auf wenigen Schulen zu unterrichten, sondern möglichst breit im 
Stadtgebiet zu beschulen und die Erarbeitung eines Kinder- und Gewaltschutzkonzepts für 
Gemeinschaftsunterkünfte auf Vorschläge unserer Fraktion zurück.

Kein Flüchtlingsheim am Lerchensteig 
Im damals geltenden Integrationskonzept der Stadt war festgeschrieben, dass der Stand-
ort Lerchensteig wegen seiner abgelegenen Lage nicht für ein Flüchtlingsheim geeignet 
ist und daher aufgegeben werden soll. Unser Antrag, diesen Standort daher nicht wieder 
für eine Gemeinschaftsunterkunft zu nutzen, wurde abgelehnt (14/SVV/0991). Seitdem hat 
sich die Situation allerdings erheblich geändert. Durch das Wachstum der Stadt ist 
der Lerchensteig mehr ins Zentrum gerückt. Die Verkehrsanbindung hat sich etwas ver-
bessert. In der Nachbarschaft entsteht ein neuer Fußballplatz. Heute sind andere Standor-
te (Marquardter Chaussee, Waldsiedlung Groß Glienicke) integrationspolitisch viel proble-
matischer als der Lerchensteig.

Aufnahme schutzbedürftiger Flüchtlinge 
aus Griechenland
DIE aNDERE unterstützt die Bemühungen der Gruppe Potsdam-Konvoi, schutzbedürftige 
Flüchtlinge aus Griechenland zusätzlich in Potsdam aufzunehmen. Deshalb bereiteten 
wir einen Antrag vor, der die Einreise in Griechenland festsitzender Flüchtlinge zu ihren 
Familienangehörigen nach Potsdam erleichtern sollte. Wir wollten diesen Antrag mög-
lichst fraktionsübergreifend einbringen und formulierten einen Entwurf, den wir auch den 
Grünen, den Linken und der SPD zur Miteinbringung vorschlugen. Letztlich reichten dann 
Grüne und SPD gemeinsam mit der CDU eine eigene, noch deutlich abgeschwächte An-
tragsfassung ein. So standen in der SVV parallel Anträge von SPD, CDU und Grünen 
(16/SVV/0791) sowie DIE aNDERE und DIE LINKE (16/SVV/0794) zur Abstimmung. Letzt-
lich erhielten beide Anträge eine Mehrheit. Dass aufgrund der Beschlüsse Familienan-
gehörige von Flüchtlingen zusätzlich nach Potsdam gekommen sind, ist uns aber nicht 
bekannt.

Kinder- und Gewaltschutzkonzept
für Gemeinschaftsunterkünfte 
Nach monatelangen Diskussionen wurde unser Antrag beschlossen, ein Kinder- und 
Gewaltschutzkonzept für Gemeinschaftsunterkünfte zu erarbeiten (16/SVV/0218). Unsere
Fraktion wirkte anschließend in der Arbeitsgruppe mit, die das Konzept erstellte (18/
SVV/0043). Die dort verankerten Mindeststandards enthalten bauliche Maßnahmen zur 
Gewaltprävention und Regelungen zum Umgang mit Gewaltfällen.  
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Städtische Betriebe
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Nebentätigkeiten von Geschäftsführern 
2014 berichtete die Lokalpresse, dass der Luftschiffhafen-Geschäftsführer Andreas 
Klemund mit seiner privaten Firma von einem Bauträger ein Honorar für die Vermitt-
lung eines Kredites der Mittelbrandenburgischen Sparkasse erhalten habe. Gleichzei-
tig saß er als Vertreter der Stadt im Verwaltungsrat der MBS. Auch im Luftschiffhafen 
bekleidete Klemund mehrere Funktionen, die Interessenkonflikte mit sich brachten.
Die SVV beschloss 2014 einen Antrag unserer Fraktion, dass Nebentätigkeiten der 
Geschäftsführer*innen städtischer Betriebe nur genehmigt werden dürfen, wenn Inter-
essenkonflikte ausgeschlossen sind und die Nebentätigkeit in ihrem zeitlichen Umfang 
gering ist. Außerdem sollen die Nebentätigkeiten nun den Stadtverordneten offengelegt 
werden (14/SVV/0771). Leider wurde die von uns geforderte Richtlinie zur Genehmigung 
von Nebentätigkeiten nicht beschlossen.

Bezahlung der Überstunden bei der Feuerwehr 
Über die Bezahlung der Überstunden bei der Potsdamer Feuerwehr war jahrelang vor 
Gerichten gestritten worden. Das Oberverwaltungsgericht hatte die Ansprüche der Kläger 
bestätigt und die Revision nicht zugelassen. Dagegen hatte die Stadt eine Nichtzulas-
sungs-beschwerde bei Bundesverwaltungsgericht eingelegt. DIE aNDERE beantragte, 
„unverzüglich die eingelegte Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision zurück-
zuziehen und die bislang durch die ordentlichen Gerichte bestätigten Zahlungsansprüche 
der Beschäftigten umgehend zu erfüllen“ (16/SVV/0339). Leider stimmten auch diesmal 
die Fraktionen von SPD, CDU und Grünen nicht zu. Nach Ablehnung unseres Antrages 
konnte die Stadt eine Revision des Urteils erreichen. Ein großer Teil der Zahlungsan-
sprüche wurde für verjährt befunden. Die Mitarbeiter*innen der Feuerwehr wurden durch 
Verwaltung und SVV um die Vergütung für viele ihrer geleisteten Überstunden gebracht.

Erhalt der Geburtshilfe Bad Belzig 
Nach der Übernahme des Krankenhauses Bad Belzig durch das Potsdamer Klinikum wur-
den Pläne zur Schließung der Geburtshilfe Bad Belzig bekannt. Der Kreistag Potsdam-
Mittelmark, die Bürgermeisterin der Stadt Bad Belzig und verschiedene zivilgesellschaft-
liche Initiativen kämpften um den Erhalt der Geburtsstation. Unabhängig von der Zahl der 
Geburten ist das medizinische Angebot deshalb unverzichtbar, weil für werdende Mütter 
aus der Region bei überraschenden Komplikationen der Weg zur nächsten Geburtsstation 
zu weit ist. DIE aNDERE initiierte mit großem Aufwand einen fraktionsübergreifenden An-
trag für den Erhalt der Geburtsstation (15/SVV/0166). Dieser Antrag wurde ohne Gegen-
stimmen beschlossen. Dennoch betrieben der Oberbürgermeister und der Geschäftsfüh-
rer des Potsdamer Klinikums weiterhin die Schließung. Dabei wurden vor allem Gründe 
des Personalmangels und der Qualitätssicherung vorgeschoben. 

Daher forderte unsere Fraktion in einem weiteren Antrag (15/SVV/0271) die Übergabe der 
Stationen Geburtshilfe und Gynäkologie an das städtische Klinikum Brandenburg oder 
andere Betreiber zu prüfen oder Personalgestellungsvereinbarungen mit dem städtischen 
Klinikum Brandenburg oder anderen geeigneten Dritten abzuschließen. Obwohl entspre-
chende Angebote aus Brandenburg vorlagen, wurde unser Antrag abgelehnt.

Wenig später wurde die Geburtsstation in Bad Belzig geschlossen. Die Geschäftsführung 
des Klinikums Ernst von Bergmann gab unter dem Vorwand des Personalmangels den 
Versorgungsauftrag an das Gesundheitsministerium zurück. Enttäuschenderweise entließ 
Minsterin Diana Golze (Linke) das Klinikum aus der Verpflichtung, dieses wichtige Ange-
bot der Gesundheitsfürsorge für Frauen und Kinder weiterzuführen.

Bezahlung der Beschäftigten in städtischen Betrieben 
Im März 2016 reichte DIE aNDERE eine Große Anfrage (16/SVV/0176) ein, in der wir de-
tailliert Auskunft darüber forderten, in welchen städtischen Betrieben welche öffentlichen 
Tarifverträge oder Haustarife gelten bzw. wie weit die Bezahlung vom öffentlichen Tarif 
abweicht. Weitere Fragen beschäftigten sich mit der Azubi-Vergütung und der Entwicklung 
der Geschäftsführergehälter. Der Oberbürgermeister verweigerte die Auskunft rundheraus 
und vertrat die vordemokratische Auffassung, dass die Bezahlung städtischer Beschäftig-
ter in kommunalen Betrieben eine interne Angelegenheit sei, die nicht in die Zuständigkeit 
der gewählten Stadtverordneten fällt.

Honorare in der Volkshochschule 
Im Dezember 2014 wurde mit den Stimmen von Linken, Grünen und aNDEREN ein weit-
gehender Antrag unserer Fraktion zur Erhöhung der Honorarsätze an der Volkshochschule 
in namentlicher Abstimmung mit 26:25 angenommen (14/SVV/0823). Danach sollten die 
Honorarstundensätze für Kursleiter*innen der VHS bis 2017 schrittweise von 18 auf 30 
Euro erhöht werden. Darüber hinaus sollte die Stadt in Abhängigkeit von der geleiste-
ten Stundenzahl Zuschüsse zu den Sozialbeiträgen leisten – wie dies mit dem Berliner 
Modell bereits in anderen Städten praktiziert wird. Die erhöhten Stundensätze wurden 
auch gezahlt. Allerdings erklärte der Oberbürgermeister später, dass für weitergehende 
Zahlungen nach dem Berliner Modell im Land Brandenburg keine gesetzliche Grundlage 
bestehe. DIE aNDERE beantragte in den Haushaltsberatungen 2016/17 daher eine weitere 
Erhöhung auf 35 Euro/Stunde. Dieser Antrag erhielt eine Mehrheit und die Gelder wur-
den in den Haushalt eingestellt. Später stellte sich aber heraus, dass die Kursleiter*innen 
diese Honorarerhöhung nie erhalten haben. Die Verwaltung gab vor, dass erst einmal die 
Honorarordnung geändert werden müsse und dass ein neuer Entwurf in Arbeit sei. Die Be-
schlussvorlage der Verwaltung (18/SVV/0369) erhielt dann aber (qualifikationsabhängige) 
Honorarsätze zwischen 28 und 35 Euro und blieb damit hinter den schon beschlossenen 
Erhöhungen zurück. Unsere Fraktion beantragte daher, eine Differenzierung oberhalb der 
beschlossenen Sätze zu ermöglichen und Honorarsätze zwischen 35 und 42 Euro in die 
Honorarordnung aufzunehmen. Schließlich wurde ein Vorschlag der SPD angenommen, 
einen einheitlichen Stundensatz von 35 Euro zu beschließen. 
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Keine vorzeitige Verlängerung 
Erfolglos beantragte DIE aNDERE, dass der scheidende Oberbürgermeister vor Ablauf 
seiner Amtszeit keine Verträge mehr verlängern darf, die erst nach der Neuwahl des Ober-
bürgermeisters im Herbst 2018 auslaufen (17/SVV/0909).

Kein Werben fürs Sterben! 
Große Aufregung löste unsere Forderung aus, die geschmacklose Nachwuchswerbung der 
Bundeswehr auf Potsdamer Straßenbahnen zu unterbinden (19/SVV/0065). Offensichtlich 
haben die meisten Stadtverordneten kein Problem damit, dass diese Werbung gegen die 
Werbegrundsätze des Verkehrsbetriebes verstößt, gezielt auf Kinder und Jugendliche ab-
zielt und eine Belastung für traumatisierte Soldat*innen bedeutet. 

Bezahlung in der Diagnostik GmbH 
Das städtische Klinikum hat in den letzten Jahren Millionenbeträge auf Kosten der Beschäf-
tigten gespart. Bereits der Haustarif des Klinikums liegt deutlich unter dem Tarifvertrag des 
öffentlichen Dienstes (TVöD). Aber in dem Firmengeflecht aus Tochter- und Enkelfirmen wird 
häufig nicht einmal dieser Haustarif gezahlt. Das galt auch für die Diagnostik GmbH. DIE 
aNDERE beantragte, dass die Bezahlung an den Haustarif des Klinikums gekoppelt wird 
und dass er auch für Neueingestellte gilt (14/SVV/0789). Im Hauptausschuss schilderten 
betroffene Frauen ihre Situation. DIE aNDERE konfrontierte die Parteien mit ihren Wahl-
versprechen. Nach monatelanger Verzögerung verwässerten SPD, Linke, Grüne und CDU 
unseren Antrag zu einer Willensbekundung, bis 2018 stufenweise für alle Beschäftigten der 
Diagnostik GmbH eine Angleichung an den Haustarif des Klinikums zu erreichen.

Kontrolle städtischer Betriebe 
Mit dem Antrag 16/SVV/0461 wollte DIE aNDERE die Kontrolle der städtischen Betriebe ver-
bessern. Dazu sollte der Aufsichtsratsvorsitz nicht mehr durch Personen besetzt werden, die 
in einem beruflichen Abhängigkeitsverhältnis zum Gesellschaftervertreter (also dem Ober-
bürgermeister) stehen. Außerdem strebten wir eine Vergrößerung der Aufsichtsräte an, damit 
dort alle Fraktionen vertreten sind und wollten zusätzlich die Mitwirkung von Vereinen und 
Verbänden ermöglichen. Schließlich sollten Protokolle, Unterlagen und Sitzungen öffentlich 
sein, wenn dies rechtlich nicht ausdrücklich ausgeschlossen ist. Dieser Antrag wurde von 
den in den Aufsichtsräten vertretenen Fraktionen abgelehnt. Offensichtlich ist der Wunsch 
nach Transparenz immer dann erfüllt, wenn man selbst zum Kreis gehört, der informiert wird.

Bauprojekte städtischer Betriebe 
im Gestaltungsrat beraten 
Stadtbildprägende Bauprojekte der städtischen Betriebe, für die kein Architekturwettbe-
werb durchgeführt wird, sollen künftig schon in der Vorplanungsphase dem Gestaltungsrat 
vorgelegt werden. Das beschloss die SVV auf unseren Vorschlag (16/SVV/0662).

Parkanlagen und 
öffentliche Räume
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Öffnung der Parkanlage am Pfingstberg 
Seit 2014 ist die als öffentliche Grünanlage gewidmete Parkanlage am Pfingstberg nicht 
mehr öffentlich zugänglich. Unter dem Vorwand einer angeblichen Gefahr für Besucher-
*innen wurde die Fläche durch den Chef des Springer-Konzerns Matthias Döpfner ein-
fach eingezäunt und abgesperrt. DIE aNDERE beteiligte sich an zahlreichen Protesten von 
Anwohnerinitiativen und führte selbst auf dem Platz der Einheit die symbolische Eindöpf-
nerung einer öffentlichen Fläche durch. Dennoch duldet die Stadtverwaltung mit Billigung 
der SVV-Mehrheit bis heute die rechtswidrige Abriegelung der öffentlichen Grünfläche am 
Pfingstberg (16/SVV/0708). ▼ Foto: Einweihung des Döpfnerdenkmals am 29.03.2015
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Kürzung Zuschuss Schlösserstiftung 
bei Schließung von Parkeingängen 
Immer wieder erreichten uns Beschwerden darüber, dass die Stiftung Preußische 
Schlösser und Gärten (SPSG) Eingänge zum Park Sanssouci ohne Vorankündigung und 
triftige Gründe verschließt. Daher beantragte unsere Fraktion, den (von uns bereits zuvor 
abgelehnten) Zuschuss der Stadt für die Bewirtschaftung des Parks Sanssouci künftig in 
angemessenem Umfang zu kürzen (15/SVV/0154). Der Antrag wurde abgelehnt.

Erhalt des BUGA-Volksparkes 
Intensiv engagierte sich DIE aNDERE für einen Erhalt des BUGA-Volksparks in seiner jet-
zigen Größe. Dazu beantragten wir eine Anpassung der Entwicklungsziele im Bornstedter 
Feld und eine Prüfung der neuen Bedarfe in einem Werkstattverfahren. Bis zu dessen Ab-
schluss sollte ein Verkaufsmoratorium für städtische Grundstücke gelten (18/SVV/0260). 
Parallel starteten wir eine Petition für den Erhalt des Volksparkes, die in wenigen Tagen 
das Quorum erreichte und von mehr als 4.000 Menschen unterschrieben wurde. Dennoch 
soll der BUGA-Volkspark verkleinert werden. Sollte sich nach der Kommunalwahl 2019 
eine Möglichkeit bieten, diese Pläne noch zu stoppen, werden wir die Chance nutzen!

Eintritt BUGA-Volkspark
Seit vielen Jahren setzt sich DIE aNDERE für einen kostenlosen Eintritt in den BUGA-
Volkspark ein. 2017 beantragten wir wieder die Aufhebung des Eintritts (17/SVV/0778). 
Diesmal war die Situation günstig, weil parallel darüber gestritten wurde, ob die Stadt eine 
jährliche Zahlung in Millionenhöhe an die Schlösserstiftung (SPSG) leisten soll, damit die 
SPSG auf einen Eintritt für den Park Sanssouci verzichtet. Diese Praxis ist nicht beson-
ders plausibel, wenn gleichzeitig ein Eintrittsgeld für den städtischen Volkspark erhoben 
wird, weil die Stadt angeblich nicht auf eine Einnahme von unter 100.000 Euro verzichten 
kann. Letztlich konnten wir durchsetzen, dass der Volkspark zumindest für Jugendliche 
(bis 18 Jahre) eintrittspreisfrei wird.

Transparenz und 
Partizipation
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Internetbeteiligung B-Plan-Verfahren
Auf Initiative unserer Fraktion werden die Informationen zu den laufenden Bebauungs-
planverfahren seit 2016 übersichtlicher in einer Tabelle und einer Übersichtskarte auf der 
städtischen Homepage bereitgestellt (15/SVV/0296).

Überprüfung der Stadtverordneten 
auf Geheimdiensttätigkeiten
Es ist schon fast zum Ritual geworden, dass SPD, CDU und Grüne nach der Konstituie-
rung der SVV die Überprüfung aller Stadtverordneten auf eine frühere Tätigkeit für das 
Ministerium für Staatssicherheit (MfS) beantragen. DIE aNDERE stellte auch diesmal den 
Antrag, diese Überprüfung auf alle Geheimdienste auszuweiten. Traditionell wird dann 
die besondere Bedeutung des Verfassungsschutzes für die Demokratie gelobt und unser 
Antrag empört abgelehnt. Offenbar interessiert es die Mehrheit der Stadtverordneten auch 
nicht, ob jemand unter ihnen sitzt, der sich in nichtöffentlichen Sitzungen in einem Interes-
senkonflikt zwischen der Verschwiegenheitspflicht als Stadtverordnete/r und einer Informa-
tionspflicht einem Geheimdienst gegenüber befindet.

Beschwerdestelle für Flüchtlinge
Bereits 2014 wurde unser Antrag zur Einrichtung einer Beschwerdestelle für Flüchtlinge 
beraten (14/SVV/0240). Die Verwaltung wurde in einer geänderten Version lediglich be-
auftragt, ein barrierefreies Beschwerdemanagement einzuführen, das „prioritär für Flücht-
linge, Menschen mit Behinderungen und anderen hohen Zugangsbarrieren“ zur Verfügung 
stehen soll. Inzwischen ist dieses Beschwerdemanagement eingerichtet. Eine brauchbare 
statistische Auswertung ist uns nicht bekannt. 

Freigabe Spenden Tierheim
Im Streit um die vom Tierschutzverein gesammelten Spenden für ein neues Tierheim be-
antragte DIE aNDERE, den umstrittenen Zweck der getätigten Spenden dadurch zu klären, 
dass die bekannten Spender*innen persönlich angeschrieben werden (15/SVV/0157). 
Nachdem die Verwaltung alle eingegangenen Spenden mit dem angegebenen Spenden-
zweck auflistete, zogen wir unseren Antrag zurück. Die Auszahlung der Mittel an den 
Tierschutzverein ist inzwischen gesichert.

Bürgerumfrage zur Nutzung der Welterbeparks
Die Rathauskooperation hatte sich verständigt, eine Bürgerumfrage zur Nutzung der 
Welterbeparks durchzuführen. Darin wurde z.B. erfragt, ob die Bürger*innen ein Eintritts-
geld akzeptieren würden und wie sie die Parkanlagen nutzen. DIE aNDERE regte an, die 
Befragung auch auf den BUGA-Volkspark auszudehnen. Das wurde leider abgelehnt.

Dezentrale Bürger-Budgets im Bürgerhaushalt 
Vor mehr als einem Jahrzehnt schlug DIE aNDERE vor, im Rahmen des Bürgerhaushal-
tes Stadtteilbudgets einzurichten. Mehrfach wurden unsere Anträge abgelehnt. Nun ist es 
soweit: Der Bürgerhaushalt wird künftig mit „dezentralen Bürger-Budgets“ ausgestattet. 
Allerdings ist die finanzielle Ausstattung deutlich zu niedrig. 
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Erstattung Kinderbetreuungskosten 
für ehrenamtliche Stadtverordnete
Seit einigen Jahren entscheidet das Rechtsamt über die Erstattung von Kinderbetreu-
ungskosten für ehrenamtliche Stadtverordnete während ihrer Mandatsausübung. In der 
Entschädigungssatzung ist in § 3 (10) eine Passage enthalten, die die Erstattung der Kos-
ten der Kinderbetreuung an den Nachweis bindet, „dass während der mandatsbedingten 
notwendigen Abwesenheit die Übernahme der Betreuung durch einen Personensorge-
berechtigten oder einen anderen im Hause lebenden Familienangehörigen während 
dieser Zeit nicht möglich war“. Diese Überprüfung ist in den letzten Jahren in schikanöser 
Weise ausgeufert. DIE aNDERE setzte sich für eine Streichung ein, weil wir grundsätzlich 
die Auffassung vertreten, dass eine Mandatsausübung unabhängig von der Bereitschaft 
der Angehörigen zur Kinderbetreuung ermöglicht werden muss (17/SVV/0048). Inzwi-
schen ist die Entschädigungssatzung geändert.

Wohnsiedlung Ketziner Straße
— Rechte des Ortsbeirates
Der Bauherr Theodor Semmelhaack bemüht sich um die Errichtung einer Wohnanlage in 
der Ketziner Straße. Dabei kam ihm die Bauverwaltung auffallend entgegen. Trotz Beden-
ken des Ortsbeirates, der insbesondere höhere Energiestandards forderte, sollte das Bau-
vorhaben ohne B-Plan durchgezogen werden. Die Verwaltung schloss mit Semmelhaack 
einen Städtebaulichen Vertrag ab und befreite ihn von der üblichen Beteiligung an den 
Kosten der sozialen Infrastruktur. Unsere Stadtverordneten forderten den Baubeigeord-
neten auf, die Rechtsgrundlage für dieses Vorgehen im Bauausschuss zu erläutern. Dies 
lehnte die Verwaltung ab. Daraufhin wandten sich der Ortsbeirat und unsere Fraktion an 
die Kommunalaufsicht, die unsere Rechtsauffassung teilte und einen B-Plan forderte. Die 
Verwaltung versuchte nun, das B-Plan-Verfahren im Eiltempo nachzuholen. Dabei gab es 
für das Vorhaben weder einen Beschluss der SVV, noch hatten die Stadtverordneten den 
B-Plan in die höchste Bearbeitungspriorität eingestuft. Bei der Behandlung des B-Planes 
161 im Bauausschuss beantragte unsere Fraktion, den Erhalt eines umlaufenden zwölf 
Meter breiten Grünstreifens. Daraufhin präsentierte die Verwaltung Pläne des Investors,
die diese Forderung berücksichtigten und nun den Bau einer Seniorenwohnanlage vor-
sahen. Der Antrag wurde vertagt und in späteren Sitzungen des Ausschusses und der 
SVV abgelehnt. Der Ortsbeirat kritisierte zu Recht, dass ihm unser Änderungsantrag nicht 
vorgelegt wurde und dass er dazu keine Empfehlung abgeben konnte. Ob der SVV-Be-
schluss rechtmäßig ist, ist offen.

Kundenbefragung Ausländerbehörde 
Unsere Forderung, im ersten Quartal 2019 eine Befragung in der Ausländerbehörde 
durchzuführen, wurde in der SVV angenommen (18/SVV/0771). Die Fragebögen wurden 
unter Mitwirkung des Migrantenbeirates erarbeitet. Zum Redaktionsschluss lagen die 
Ergebnisse der Befragung noch nicht vor.

Einwohnerversammlung zur Bebauung 
des RAW-Geländes
Abgelehnt wurde unser Antrag, eine Einwohnerversammlung durchzuführen, um über die 
Auswirkungen des Bauvorhabens auf dem RAW-Gelände (Mieten, Verkehr, Infrastruktur) 
zu informieren (19/SVV/0188).

Verwaltungsgebühren für Wahlwerbung 
statt für Bürgerbegehren
Die Stadtverordneten hatte die Gebührenfreiheit für Verwaltungsleistungen im Rahmen von 
Wahlwerbung für politische Parteien und Wählergruppen beschlossen (Ds 17/SVV/0489). 
Unsere Fraktion beantragte, stattdessen Verwaltungsleistungen im Rahmen von Volksinitia-
tiven, Volksbegehren, Volksentscheiden sowie von Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden 
gebührenfrei zu machen (17/SVV/0842). Der Antrag wurde knapp abgelehnt.

Rechtswidrige Tonbandabschriften
Im Februar 2014 fand eine Aufsichtsratssitzung der ProPotsdam GmbH statt. Der damalige 
Stadtverordnete Andreas Menzel stellte als Mitglied des Aufsichtsrates einige Fragen zu 
einem geplanten Grundstücksverkauf. In der Sitzung der SVV am 02.04.2014 gab er im 
nicht öffentlichen Teil der Sitzung eine Erklärung ab, die er zuvor auch der Sitzungsleiterin 
vorgelegt hatte. Der Oberbürgermeister intervenierte, dass Herr Menzel nicht das Recht 
habe, Interna aus dem Aufsichtsrat mitzuteilen. 

Später veranlasste der OBM, dass eine wörtliche Abschrift des Redebeitrages aus dem 
Tonmitschnitt gefertigt und an die ProPotsdam versandt wurde. Auf dieser Grundlage 
wurde eine Strafanzeige wegen des Verdachts der Verletzung der Geheimhaltungspflicht 
(§ 85 GmbHG) gegen Andreas Menzel erstattet. Unter Bezugnahme auf das bei der 
Staatsanwaltschaft Potsdam geführte Verfahren forderte einige Monate später das LKA 
Unterlagen und Bestätigungen zur Mitschrift aus der Sitzung der SVV vom 02.04.2014 
an. Die Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung übersandte die erbetenen Unter-
lagen. Erst durch Presseberichte und eine Dienstaufsichtsbeschwerde Andreas Menzels 
erfuhren die Fraktionen von der heimlichen Mitschrift aus dem nichtöffentlichen Teil der 
SVV. DIE aNDERE unterstützte die eingelegte Dienstaufsichtsbeschwerde und hinterfrag-
te die Rechtmäßigkeit der Abschrift und ihrer Weitergabe mit Akteneinsicht und Anfragen. 
Die Landesdatenschutzbeauftragte stellte ausdrücklich fest, dass der Tonbandmitschnitt 
rechtswidrig verwendet wurde. Dass die Dienstaufsichtsbeschwerde gegen den Oberbür-
germeister (17/SVV/0187) dennoch von einer Mehrheit der Stadtverordneten zurückgewie-
sen wurde, ist skandalös. Bis heute ist auch die Rolle der Vorsitzenden der Stadtverordne-
tenversammlung Birgit Müller (Linke) für uns völlig ungeklärt.
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2016/17 
Jan Kuppert, Julia Laabs, Christian Kube, 
EricBlume (v.l.n.r.)

2015/16
Christine Anlauff, Anja Heigl, Maja Kulke, 
Sandro Szilleweit (v.l.n.r.)

2018/19  
Nicolas Bauer, Katharina Tietz, André Tomczak, 
Simon Wohlfahrt  (v.h.n.v.) ‒ Aktuelle Fraktion

2014/15 
Lutz Boede, René Kulke, Jenny Pöller
(später Jörg Kwapis), Carsten Linke (v.l.n.r.)

2017/18
Arndt Sändig, Annina Beck, Georg Bittcher, 
Corinna Liefeld (v.l.n.r.)

aNDERE Fraktionen 2014—19
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Der Markt 
senkt keine 

Miete! 

Wer ist die aNDERE? 
DIE aNDERE ist eine kommunale Wählergruppe in Potsdam und deshalb unabhängig 
von Bundes- oder Landesparteizentralen. Wir sehen uns als Teil eines Netzwerkes 
von Flüchtlingsinitiativen, Umweltverbänden, Studierendengruppen, Kulturprojekten, 
Bürger*innen- und Stadtteilinitiativen sowie alternativen Wohnprojekten. Unsere Mit-
glieder arbeiten in diesen außerparlamentarischen Gruppen aktiv mit. Viele Anfragen, 
Anträge und Akteneinsichtstermine unserer Stadtfraktion in der Potsdamer Stadtverord-
netenversammlung und manche Aktion unserer Wählergruppe gehen auf Anregungen 
aus diesem Spektrum zurück.

Bei uns arbeiten Bürger*innen, Einzelpersonen und politische 
Aktivist*innen dauerhaft oder auch zeitweise oder projektbezo-
gen mit. Wir engagieren uns für eine basisdemokratische, so-
zial gerechte und ökologisch ausgerichtete Gesellschaft. Seit 
1993 sind wir in der Stadtverordnetenversammlung vertreten.

Wir sind uns im Klaren darüber, dass die wichtigsten Verän-
derungen nicht in Parlamenten oder Gemeindevertretungen 
umgesetzt werden, sondern in der Gesellschaft und ihren Eigen-
tums- und Produktionsverhältnissen. Das lässt sich weder durch 
Wahlen noch durch Wahlboykotte durchsetzen. Allerdings kann der 
Zugang zu Informationen und Strukturen für außerparlamentarische Initi-
ativen genutzt werden und eine breitere Öffentlichkeit für politische Alternativen und 
Visionen geschaffen werden.

Wir betreiben eine visionäre Politik, die wir durch konkrete Projektvorschläge untermau-
ern. Beispiele sind der Nulltarif für Bus und Tram, eine integrationsfördernde Unterbrin-
gung von Flüchtlingen oder bedarfsorientierte Sanierungsstandards zur Begrenzung der 
Mieten.

Wir legen zum Ende jeder Wahlperiode eine transparente Bilanz unserer Arbeit vor. 
Denn wir möchten nicht nur an unseren Wahlplakaten gemessen werden, sondern dar-
an, was wir getan und erreicht oder zumindest versucht haben.

Die Prinzipien, die wir nach außen vertreten, gelten für uns auch intern: Unsere Stadtver-
ordneten geben ihr Mandat in regelmäßigen Abständen an eine*n Nachrücker*in weiter 
(Rotationsprinzip). Wir möchten auf diese Weise mehr Interessierte mit den Abläufen 
im Stadthaus vertraut machen, unsere Mandatsträger*innen vor Verschleiß und Anpas-
sungsprozessen schützen und verhindern, dass Karrierestreben und Tunnelblick unsere 
Politik bestimmen.

Die Stadtverordneten, die auf unseren Listen gewählt werden, spenden ihre monatliche 
Aufwandsentschädigung an die Wählergruppe, die damit ihre finanzielle Unabhängigkeit 
sichert und außerparlamentarische Initiativen organisiert und unterstützt.
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Wählergruppe DIE aNDERE 
c/o Jan Wendt, Dortustraße 1, 14467 Potsdam

Mai 2019 / Gestaltung: Marcus Große

 die-andere.org
kontakt@die-andere.org
    @DIEaNDEREPotsdam


